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UNSERE ANTWORTEN AN DIE ARCHITEKTENKAMMER 
NIEDERSACHSEN  

 
Bezahlbaren und qualitätsvollen Wohnungsbau fördern 
 

Wir brauchen eine Landeswohnungsbaugesellschaft für die Schaffung von mehr bezahlbarem 
Wohnraum und zur Stärkung des sozialen Wohnungsbaus. Wir haben deswegen zu Beginn der 
Legislaturperiode das Bündnis für bezahlbares Wohnen in Niedersachsen gegründet, beste 
Förderbedingungen für den sozialen Wohnungsbau erlassen und zusätzliche Landesmittel eingeworben.  

Im Gegenzug hat die Wohnungswirtschaft das gemeinsame Ziel von 40.000 neuen Wohnungen in 
Sozialbindung bis 2030 als erreichbar erklärt. Allerdings müssen wir feststellen, dass der soziale 
Wohnungsbau nicht so schnell vorankommt, wie es nötig und möglich wäre. Grund hierfür ist unter 
anderem: mit frei finanziertem Wohnungsbau, ohne Sozialbindung und Mietobergrenzen, lässt sich eine 
deutlich höhere Rendite erwirtschaften. Wir werden daher auf Landesebene keine Möglichkeit 
auslassen, dem massiven Marktversagen etwas entgegenzusetzen.  

Wir werden die Pläne der Bundesregierung für die Einführung einer neuen Wohngemeinnützigkeit 
unterstützen, damit Investitionen in bezahlbares Wohnen sich wieder lohnen. Die Gründung neuer, 
gemeinnütziger Wohnungsbauunternehmen werden wir unterstützen. Auch das Land Niedersachsen 
muss wieder die Möglichkeit bekommen, sich aktiv an der Daseinsvorsorge im Wohnungswesen zu 
beteiligen, Grundstücke zu erwerben, bezahlbaren Wohnraum zu schaffen und dauerhaft in öffentlicher 
Hand zu bewirtschaften.  

Wir werden zudem einen öffentlichen Bodenfonds des Landes zur Unterstützung von Kommunen bei der 
Mobilisierung und Rekommunalisierung von Bauland schaffen und eine Rekommunalisierung von 
Wohnungen und Grundstücken ebenso wie einen verstärkten Einsatz von sozialen und nachhaltigen 
Grundstücksvergaben unterstützen.  
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Dort, wo Wohnungen in neuen Baugebieten gefördert werden, muss auch in Zukunft eine Sozialquote 
vereinbart werden. Kommunen, die eine Quote in Höhe von mindestens 25 Prozent für geförderten 
Wohnraum bei zukünftigen Baugebieten einhalten, erhalten zusätzliche Fördermittel zur Vorbereitung 
weiterer Investitionen in bezahlbaren Wohnungsbau. Mit Blick auf angebotene Wohnungsgrößen 
benötigen wir mehr Mut für Familien. Bei den immens steigenden Eigenheimpreisen auch bei uns im 
Land benötigen wir ein bezahlbares Angebot an 4- und 5-Raum-Wohnungen. Bei der Förderung von 
sozialem Wohnungsbau werden wir das berücksichtigen. Wir werden Kommunen dabei unterstützen, 
Investoren bei Neubauprojekten zu einer anteiligen Schaffung von Sozialwohnungen zu verpflichten. 
Dies kann uns durch eine sozial orientierte Bauleitplanung und mittels städtebaulicher Verträge gelingen. 
Unser Ziel ist klar: der Ausbau des sozialen Wohnungsbaus – damit der Bestand an Sozialwohnungen 
in Niedersachsen dauerhaft um 100.000 Wohneinheiten steigt. 

 
 
Klimaschutz und Nachhaltigkeit unterstützen 
 
Mit unserem Klimaschutzgesetz von 2020 haben wir bereits eine gute Basis in Niedersachsen für das 
Ziel der Klimaneutralität gelegt. 
Wir wollen bis 2040 in Niedersachsen klimaneutral sein. Die Gesamtemissionen wollen wir bis 2025 um 
mindestens 50 Prozent, bis 2030 um mindestens 75 Prozent, bis 2035 um mindestens 90 Prozent im 
Vergleich zu 1990 senken.  
Unsere Landesverwaltung soll eine Vorbildrolle einnehmen und bis 2030 zu 80 Prozent und bis 2040 zu 
100 Prozent klimaneutral sein. Dazu wollen wir bis 2025 35 Prozent, bis 2030 65 Prozent und bis 2038 
alle Landesgebäude mit Photovoltaikanlagen ausstatten. Und wir wollen eine Verpflichtung zur 
Umsetzung von Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen auf landeseigenen Flächen gesetzlich 
verankern. Wir werden bezahlbares und klimaschonendes Bauen miteinander verbinden. Deswegen 
sorgen wir dafür, dass das Land – wo das möglich ist – verstärkt mit klimaschonenden Baustoffen baut. 
Unser Ziel ist es, dass landeseigene Gebäude künftig mehr CO2 speichern, als ihr Bau an CO2- Ausstoß 
verursacht. Die Nutzung von recycelten Baustoffen und auch nachwachsenden Rohstoffen werden wir in 
öffentlichen Ausschreibungen stärker berücksichtigen. 
Für öffentliche und privatwirtschaftliche Investitionen in Klimaschutzmaßnahmen und innovative 
Projekte zur CO2-Einsparung werden wir einen Klimafonds einrichten, über den eine dauerhafte und 
mehrjährige Finanzierung von Klimaschutzmaßnahmen abgesichert wird.  
Über die Klimaschutz- und Energieagentur Niedersachsen und u. a. die Bildungsangebote des 
Norddeutschen Zentrums für Nachhaltiges Bauen (NZNB) Verden werden wir Kommunen, aber auch 
interessierte Privatpersonen und Unternehmen dabei unterstützen, durch nachhaltiges Bauen und 
Sanieren die Klimaschutzpotenziale des Bausektors zu nutzen. 
 
 
 
 
 



   
 

 
 

Seite 3/6  

Umbauordnung einführen, Bauen im Bestand verstärken 
 
Wir unterstützen die Sanierung im Bestand und schaffen hierfür faire Förderbedingungen. Wir werden 
die Pläne der Bundesregierung für die Einführung einer neuen Wohngemeinnützigkeit unterstützen, 
damit Investitionen in bezahlbares Wohnen sich wieder lohnen. Die Gründung neuer, gemeinnütziger 
Wohnungsbauunternehmen werden wir unterstützen. Auch das Land Niedersachsen muss wieder die 
Möglichkeit bekommen, sich aktiv an der Daseinsvorsorge im Wohnungswesen zu beteiligen, 
Grundstücke zu erwerben, bezahlbaren Wohnraum zu schaffen und dauerhaft in öffentlicher Hand zu 
bewirtschaften. 
Stadtplanung ist uns beim Thema Wohnen besonders wichtig. Soziale Durchmischung muss bereits bei 
der Stadtplanung beginnen. Wer nur Luxuswohnungen plant, wird dieses Ziel nicht erreichen. Im Idealfall 
macht ein Bebauungsplan bereits konkrete Vorgaben, in welchem Anteil Wohnungen für 
unterschiedliche Einkommensschichten in einem Stadtviertel vorhanden sein sollen. Die rechtlichen 
Grundlagen hierfür werden wir bekannter machen, um den Gemeinden damit bessere Instrumente für 
ihre Arbeit an die Hand zu geben. 
Wir setzen uns ein für die Entwicklung und Verbreitung von Modulbau-Projekten für unterschiedliche 
Wohnformen und stellen diese kommunalen Akteuren zur Verfügung. 
Zukünftig rechnen Experten mit bis zu 50 Prozent freiwerdenden Büroflächen durch die Digitalisierung. 
Gerade hier kann die Landeswohnungsbaugesellschaft in mehreren Städten ähnliche Projekte planen 
und umsetzen – beispielsweise auch durch die Konzeptionierung von integrativen Wohnprojekten. So 
kann das Land Niedersachsen aktiv zu einer Entspannung auf dem Wohnungsmarkt, aber auch zu einer 
Belebung und Durchmischung innerstädtischer Quartiere beitragen. 
 
 
Vorbildrolle beim öffentlichen Bauen ausfüllen und Sanierungsstau bekämpfen – Aufgaben in 
einem Bauministerium bündeln 
 
Der Baubereich und der Umweltschutz müssen für eine gelingende Zukunft Hand in Hand gehen. 
Deshalb wurde bereits nach der letzten Landtagswahl der Baubereich in das Umweltministerium 
integriert. Darüber hinaus streben wir eine Personalaufstockung in den Bau- und Planungsbehörden der 
niedersächsischen Kommunen an. 
 
Wir werden auch zukünftig im Rahmen des Klimaschutzes nicht nur den Ausbau von Erneuerbaren 
Energien zügig vorantreiben, sondern auch nach potenziellen Einsparpotentialen, beispielsweise in 
unseren Gebäuden, suchen und diese möglichst weiterentwickeln und etablieren. 
Und wir wollen eine Verpflichtung zur Umsetzung von Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen 
auf landeseigenen Flächen gesetzlich verankern.  
Unser Ziel: bezahlbares und klimaschonendes Bauen miteinander zu verbinden. Alle Förderprogramme 
des Landes werden wir einem Klimacheck unterziehen, um klimaschädliche Förderungen zu vermeiden. 
Deswegen sorgen wir dafür, dass das Land – wo das möglich ist – verstärkt mit klimaschonenden 
Baustoffen baut.  
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Deshalb werden wir die Nutzung von recycelten Baustoffen und auch nachwachsenden Rohstoffen in 
öffentlichen Ausschreibungen stärker berücksichtigen. Bei öffentlichen Beschaffungen führen wir einen 
CO2-Schattenpreis ein.  
 
Marode Universitätsgebäude laden nicht zum Nachdenken über die Zukunft ein. Deshalb investieren wir 
auch in die Gebäude. Dabei wollen wir die Neubauten von MHH und UMG zu bundesweiten 
Leuchttürmen machen. Doch wir wollen auch die Sanierung in der Fläche. 
Schließlich sind Hochschulen für uns wichtige Standortfaktoren. Deshalb wollen wir alle Hochschulen 
sanieren und werden in die bauliche, personelle und digitale Infrastruktur investieren. Die Investitionen 
werden wir über eine Hochschulentwicklungsgesellschaft finanzieren. 
 
 
Vergabe verbessern und Planungswettbewerbe stärken 
 
Keine Positionen hierzu vorhanden 
Wie bereits an anderer Stelle erwähnt, möchten wir die Vergabe zukünftig derart gestalten, dass auch 
Themen wie Klimaschutz wesentlich berücksichtigt werden. 
Genauso bleiben die Kommunen für uns wichtige Partner, um sozialen und bezahlbaren Wohnraum zu 
schaffen. Wir streben deshalb eine Stärkung von nicht gewinnorientierten Genossenschaften und 
kommunalen Wohnungsbaugesellschaften durch die Bereitstellung von Liegenschaften und öffentlich-
öffentlichen Partnerschaften an. 
 
 
Baukultur und Denkmalschutz ernst nehmen 
 
Keine Positionen hierzu vorhanden 
 
Wir stimmen überein, dass bestimmte baupolitische Projekte einen guten Beitrag zum Klimaschutz 
leisten. Wir hoffen deshalb auch in Zukunft mit der Architektenkammer und weiteren Akteuren in dem 
Bereich Maßstäbe für eine gute Baupolitik setzen zu können. Einige wichtige Schritte dazu haben wir 
bereits in unserem Regierungsprogramm festgehalten und erläutert. 
 
 
Fachkräftemangel durch qualitätsvolle Ausbildung bekämpfen 
 
Das Land Niedersachsen muss als Arbeit- und Auftraggeber sowie Ausbildungsbetrieb mit gutem 
Beispiel vorangehen und damit zugleich seinen Beitrag dazu leisten, dem Fachkräftemangel 
entgegenzuwirken. 
Wir werden Niedersachsen zum Land der Guten Arbeit machen! Dazu werden wir zusammen mit den 
Sozialpartnern einen niedersächsischen Masterplan für gute Arbeit erarbeiten.  
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Im Mittelpunkt stehen die Verbesserung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes, eine moderne 
Weiterbildungs- und Qualifizierungspolitik, neue Modelle und Ansätze zur Arbeitsflexibilität, aber auch 
Fragen zur Aufrechterhaltung beziehungsweise Neudefinition von Arbeits- und Sozialstandards.  
Wir setzen uns dafür ein, die Tarifbindung in den nächsten Jahren wieder zu stärken. Dort, wo wir als 
Bundesland eigenständig handeln können, werden wir die Erklärung repräsentativer Tarifverträge sowie 
die Rahmenbedingungen bei Allgemeinverbindlichkeitserklärungen im Gesetz verbessern. Wir werden 
den Grundsatz „öffentliches Geld nur für Gute Arbeit“ konsequent umsetzen und alle rechtlichen 
Möglichkeiten für Tariftreueregeln und bessere Kontrollen ausschöpfen.  
Förder-, Vergabe und Beschaffungskriterien werden wir umfassend an den Kriterien Guter Arbeit 
insbesondere Beschäftigungssicherung – binden. Wirtschaftsförderung für Betriebe werden wir mit den 
Bedingungen von Guter Arbeit und der Einhaltung und Anwendung von Tarifverträgen verknüpfen. Wir 
wollen über das Niedersächsische Tariftreue- und Vergabegesetz alle öffentlichen Aufträge an 
repräsentative Tarifverträge binden.  
Des Weiteren werden verpflichtende Kriterien für ein nachhaltiges und soziales Beschaffungswesen und 
soziale Standards in das Tariftreue- und Vergabegesetz aufgenommen.  
 
 
Ländlichen Raum stärken 
  
Ländliche Räume sind der Lebensmittelpunkt der Mehrheit der Menschen in Niedersachsen. Sie bieten 
Arbeitsplätze in fast allen Branchen, attraktive Wohnorte, kleinstädtische Versorgungsschwerpunkte und 
zahlreiche Kulturangebote, vor allem aber intakte Gemeinschaften – kurzum: Sie sind vielfältige 
Lebensräume für alle Bevölkerungsgruppen.  
Der digitale Wandel und neue Arbeitsformen durch mehr Homeoffice bzw. mobiles Arbeiten ermöglichen 
insbesondere für den ländlichen Räumen neue Perspektiven. Im Modellversuch werden wir erkunden 
wie sogenannte Coworking-Spaces auch im Ländlichen Raum als attraktiver Arbeitsplatz für unsere 
Landesbediensteten genutzt werden können. Das Land trägt in diesem Modellversuch die Miete. So 
ermöglichen wir das Arbeiten in der Nähe des eigenen Wohnortes, reduzieren lange Anfahrtswege und 
sorgen für eine bessere Vereinbarkeit zwischen Familie und Beruf. 
Diese Potentiale, die die Digitalisierung uns ermöglicht, nehmen wir als einen wichtigen Baustein für 
mehr Chancengleichheit wahr. Mit dem Projekt „Digitale Dörfer“ in Südniedersachsen erproben wir 
bereits erfolgreich eine nicht kommerzielle lokale Digitalplattform für Kommunikation und den Austausch 
im Dorf. 
Schließlich wollen wir gleichwertige Lebensverhältnisse in Stadt und Land - in allen Teilen 
Niedersachsens. Dazu bedarf es einer passgenauen, auf die jeweiligen Verhältnisse abgestimmten 
Regionalentwicklung und Förderstrategie. Dazu werden wir die Ämter für regionale Landesentwicklung 
weiter ausbauen.  
Wir setzen uns ein für eine nachhaltige Förderung der ländlichen Entwicklung über den ELER-Fonds und 
den weiteren Ausbau erfolgreicher Projekte wie die LEADER-Regionen. Insbesondere strukturell 
schwächere Gebiete brauchen eine verstetigte Förderung für Dorfläden, Arztpraxen oder andere 
Gemeinschaftseinrichtungen – unser Ziel ist ein Treffpunkt für die Gemeinschaft in jedem Ort.  
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Dabei werden wir weiterhin Bürgerbeteiligung in Verantwortung der kommunalen Selbstverwaltung 
unterstützen, z. B. bei örtlichen und regionalen Entwicklungskonzepten, Regionalmanagements und 
Regionalbudgets. Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 
(GAK; Sonderrahmenplan Förderung der Ländlichen Entwicklung) darf nicht mehr dem 
Jährlichkeitsprinzip unterliegen. Hierfür haben wir uns auf Bundesebene eingesetzt und mit dafür 
gesorgt, dass sich dies auch im Arbeitsprogramm der neuen Bundesregierung findet.  
Kleine und mittlere Städte sind im Flächenland Niedersachsen wichtige Anker für die umliegenden 
Gebiete.  
Während die ländlich geprägten Gemeinden aber Projektförderung aus dem Landwirtschaftsfonds 
beantragen können, besteht keine vergleichbare Finanzierungsmöglichkeit für Städte ab 10.000 
Einwohnern – auch dann nicht, wenn sie Versorgungsfunktionen in ländlichen Räumen wahrnehmen. 
Deshalb haben wir seit 2019 mit dem erfolgreichen Programm „Zukunftsräume“ diese Förderlücke 
punktuell geschlossen. Wir werden diese Zukunftsräume weiter ausbauen, mit der Städtebauförderung 
und anderen Förderprogrammen vernetzen und so die Innenstadtentwicklung auch bei kleineren und 
mittleren Städten weiter stärken.  
Wir werden den Wunsch vieler Bürgermeisterinnen und Bürgermeister aufgreifen und für ein 
umfangreiches Beratungsangebot sorgen. Wir werden uns für eine Aufhebung der Begrenzung der 
ELER-Förderung auf Kommunen unter 10.000 Einwohnern einsetzen, wenn diese wichtige 
Versorgungsfunktionen wahrnehmen. Insbesondere mit einem Mix aus Mitteln aus EU-, Bundes- und 
Landesprogrammen werden wir diese Kommunen gezielt und vordringlich bei der Ausübung ihrer 
mittelzentralen Funktionen unterstützen. Wo einzelne Gebietskörperschaften spezifische Themen allein 
nicht oder nicht zufriedenstellend bearbeiten können, können oft regionale Kooperationen helfen. Wir 
werden mit dem Programm „Zukunftsregionen“ bis 2027 landesweit und flächendeckend 14 
Kooperationen bei innovativen Themen über Stadt- und Kreisgrenzen hinweg fördern.  
 
 
Schulbau zukunftsfähig machen 
 
Keine Positionen hierzu vorhanden 
 
Klar ist für uns allemal, dass sich die Schule der Zukunft verändern und an die gegenwärtigen 
Gegebenheiten anpassen muss. Dafür möchten wir uns auch zukünftig einsetzen, um die bestmöglichen 
Lernbedingungen in unseren Schulen zu ermöglichen. 
 
 
 


